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— Drucksache 11/6408 — 


Förderung des Aufkommens von elektrischem Strom aus Wasserkraft, 

Wind- und Solarenergie oder anderer, regenerativer unerschöpflicher Energie 
sowie aus rationellen Energieerzeugungsanlagen 


A. Problem 

Stärkere Verwendung regenerativer Energien. 


B. Lösung 

Regelung der Einspeisevergütung für Erzeuger von Wasserkraft, 
Wind- und Solarenergie sowie anderer regenerativer unerschöpf- 
licher sowie rationeller Energieträger. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

(Ablehnung des Antrags) 


C. Alternativen 

Vergleiche Antrag in Drucksache 11/7169 und entsprechende Be- 
schlußempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft. 


D. Kosten 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg), 
Dr. Knabe, Frau Beck-Oberdorf u. a. und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN — Drucksache 11/6408 — abzulehnen. 

Bonn, den 15. Juni 1990 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Grünbeck 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Grünbeck 


i. 

Der Antrag wurde in der 197. Sitzung am 15. Februar 
1990 zur federführenden Beratung an den Ausschuß 
für Wirtschaft und zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Forschung, Technologie und Technikfolgen ab - 
Schätzung und an den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit überwiesen. 


II. 

Durch den Antrag soll die Bundesregierung aufgefor- 
dert werden, in dieser Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages einen Gesetzentwurf mit folgenden 
Grundsätzen vorzulegen: 

1. Wer ein bestimmtes Gebiet mit Strom versorgt, 
muß die Einspeisung dezentraler Erzeuger aus 
Wasserkraft bis zu einer Ausbauleistung von 5 kW, 
Wind- und Solarenergie oder anderer, regenerati- 
ver unerschöpflicher sowie rationeller Energieträ- 
ger in sein Netz aufnehmen. 

2. Dem Einspeiser soll für jede ins Netz gelieferte 
kWh elektrischer Arbeit eine Vergütung in Höhe 
der vollen betriebswirtschaftlichen Kosten zuflie- 
ßen, die bei der Verstromung deutscher Steinkohle 
in rauchgasgereinigten Kraftwerken unter Berück- 
sichtigung aller Kostenfaktoren durch die Einspei- 
sung vermeidbar sind. 

3. Die bisher übliche Unterteilung der Vergütungs- 
sätze in Hoch- und Niedertarif ist weiterhin zuläs- 
sig, wenn die Abstufung im Rahmen der üblichen 
Tarifzeiten des aufnehmenden Energieversor- 
gungsunternehmens liegt und der geforderte Ver- 
gleichspreis insgesamt erreicht wird. 

4. Die Anpassung der Vergütung an die vermeidba- 
ren Kosten soll fortlaufend erfolgen. 

5. Versorgungsunternehmen, die im Sinne des Ener- 
giewirtschaftsgesetzes berechtigt sind, die be- 
triebswirtschaftlichen Kosten der Stromerzeugung 
(Bau, Finanzierung, Betrieb, Amortisation) auf die 
Verkaufspreise umzulegen, dürfen in den Verbrau- 
chererlösen als Betreiber von Anlagen im Sinne 
von 2. oder als Beteiligte an ihnen keine höheren 
Kosten verrechnen als die den Einspeisern sonst 
verrechnete Vergütung. 

In der Begründung wird ausgeführt, daß die Erhal- 
tung und der Ausbau der regenerativen, heimischen 
Energiequellen nur bei entsprechenden ökonomi- 
schen und rechtlichen Rahmenbedingungen möglich 
sei. Bei dem Wasserkraftpotential in der Bundesrepu- 
blik Deutschland sei noch ein Drittel von ca. 97 Mrd. 
kWh ausbaufähig. Beachtliche Reserven lägen in der 
Reaktivierung und Modernisierung bestehender Was- 
serkraftwerke. 


Der Gesetzgeber sei aufgefordert, den regenerativen 
Energien einen angemessenen Vergütungssatz auf- 
zuzeigen. Vor allem müsse eine bessere Kostendek- 
kung erreicht werden. Alternativ sei der Kostensatz 
heranzuziehen, der bei einem neuen rauchgasgerei- 
nigten Werk entsteht, das mit deutscher Steinkohle 
betrieben wird. Bei regenerativen Energieträgern, bei 
denen der im Gesetzestext geforderte Vergleichspreis 
der rauchgasgereinigten deutschen Steinkohlever- 
stromung für eine wirtschaftliche Betriebsführung 
nicht ausreicht, sollten entsprechende Förderpro- 
gramme zum Ausgleich der vermiedenen sozialen Ko- 
sten aufgelegt werden. 


III. 

Der mitberatende Ausschuß für Forschung, Technolo- 
gie und Technikfolgenabschätzung vertritt mit der 
Mehrheit der Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN die Auffassung, 
daß die Bundesregierung zusätzlich zur Förderung 
von Forschung und Entwicklung auch flankierende 
Maßnahmen ergreifen sollte, um die wirtschaftliche 
Nutzung der entwickelten Technologien für die Elek- 
trizitätserzeugung aus erneuerbaren Energiequellen 
zu erleichtern. Er fordert daher, eine Regelung zu 
empfehlen, die den Erzeugern von Elektrizität aus 
erneuerbaren Energiequellen im Sinne des Antrags in 
Drucksache 11/6408 eine wirtschaftlich vertretbare 
Kostenvergütung durch die aufnehmenden Elektrizi- 
tätsversorgungsunternehmen zusichert. 

Die Fraktion der FDP hat im Ausschuß für Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung eben- 
falls die vorgenannte Stellungnahme unterstützt, al- 
lerdings unter der Bedingung, daß im zweiten Satz der 
Textteil, der sich auf den vorliegenden Antrag be- 
zieht, gestrichen wird. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit befürwortet in seiner Stellungnahme 
vom 9. Mai 1990 die globale Zielsetzung des Antrags. 
Er ist der Auffassung, daß die Bundesregierung 
flankierende Maßnahmen ergreifen sollte, um die 
wirtschaftliche Nutzung der entwickelten Techni- 
ken für die Energieerzeugung aus erneuerbaren 
Energiequellen zu erleichtern. Er begrüßt in diesem 
Sinne aufgelegte Förderungsprogramme des Bun- 
desministers für Forschung und Technologie im Be- 
reich der Windenergie und der Sonnenenergie. Der 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit empfiehlt ebenfalls eine Regelung, die 
den Erzeugern von Elektrizität aus erneuerbaren 
Energiequellen eine wirtschaftlich vertretbare Ko- 
stenvergütung durch auf nehmende Energieversor- 
gungsunternehmen zusichert. 
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IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in sei- 
ner Sitzung am 15. Juni 1990 eingehend bera- 
ten. Er war der Auffassung, daß es nicht akzeptabel 
sei, die Einspeisevergütung an den Kosten zu orientie- 
ren, die bei der Verstromung deutscher Steinkohle 
entstehen. Aus grundsätzlichen wirtschaftspolitischen 
Erwägungen, aber auch aus energiepolitischen 


Gründen, müsse bei solchen Hilfen stets überlegt 
werden, ob der angestrebte Nutzen nicht durch 
unerwünschte Nebeneffekte zu stark eingeschränkt 
wird. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt dem Deut- 
schen Bundestag in Abwesenheit von Mitgliedern der 
Fraktion DIE GRÜNEN einstimmig, den Antrag abzu- 
lehnen. 


Bonn, den 15. Juni 1990 


Grünbeck 

Berichterstatter 
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